Madelein Vogdani


I. Minimalanforderungen laut Kopp/Schenke, Kommentar zur Verwaltungsgerichtsordnung, § 58 Rdn. 10 ff:

· Art des in Betracht kommenden Rechtsbehelfs, hier: Widerspruch gemäß §§ 110 JustG NRW.
· zwingende Formvorschriften: Schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben, § 70 Abs. 1 VwGO (oder elektronisch mit qualifizierter digitaler Signatur, falls Möglichkeit vom de Behörde eröffnet ist).
· Rechtsbehelfsfristen: Beim Widerspruch die Widerspruchsfrist gemäß § 70 Abs. 1 VwGO, ein Monat nach Bekanntgabe.
· Verwaltungsbehörde, bei der Widerspruch einzulegen ist: (wegen § 111 S. 1 JustG NRW ist zuständige Widerspruchsbehörde gemäß § 73 VwGO auch die Ausgangsbehörde, welche den Erstbescheid erlassen hat, also das Jugendamt)

· NICHT erforderlich ist es, weitere Hinweise zu erteilen, z.B. wie die Frist berechnet wird, Hinweise auf § 70 Abs. 1 S. 2 VwGO etc.
· Angaben, die nach § 58 Abs. 1 VwGO nicht erforderlich, unzutreffend oder irreführend sind, machen die Belehrung unrichtig, wenn sie geeignet sind, die Einlegung des Rechtsbehelfs nennenswert zu erschweren, zB beim Kläger einen Irrtum über die formellen und materiellen Voraussetzungen des Rechtsbehelfs zu erzeugen. Es gilt, die Rechtsbehelfsbelehrung so schlank wie möglich zu gestalten, da sich sonst oft Fehler einschleichen.
· Enthält die Belehrung Hinweise, welche rechtlich nicht zwingend erforderlich sind, jedoch auch zur zusätzlichen Information hineingeschrieben werden können, so müssen diese dann natürlich richtig und vollständig sein.
II. Minimal-Musterbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Jugendamt ..., Straße, Hausnummer, Ort eingelegt werden.

oder
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim … schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

III. Weitergehende Rechtsbehelfsbelehrung mit weiteren Hinweisen
Ihre Rechte (Rechtsbehelfsbelehrung): 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Jugendamt, Straße Nr. XY, Postleitzahl Ort eingelegt werden.
Wird der Widerspruch schriftlich erhoben, so wird diese Frist nur dann gewahrt, wenn der Widerspruch vor Ablauf eines Monats beim Jugendamt eingegangen ist.

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.
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